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Gesetzentwurf 

des Bundesrates 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


A. Zielsetzung 

Der Entwurf hat eine Änderung der Vorschriften über die 
zwangsweise medizinische Untersuchung, Behandlung und 
Ernährung von Gefangenen zum Ziel, die die Grundsätze der 
Selbstbestimmung und Selbstverantwortlichkeit der Gefange- 
nen stärker berücksichtigt und zugleich Unklarheiten bei der 
Auslegung und Schwierigkeiten bei der Anwendung des gel- 
tenden Gesetzes beseitigt. 


B. Lösung 

Solange von einer freien Willensbestimmung des Gefangenen 
ausgegangen werden kann, ist die Vollzugsbehörde nicht zur 
Durchführung von Zwangsmaßnahmen verpflichtet. Die 
Durchführung der Zwangsmaßnahmen ist, abgesehen von 
Notfällen, von der verantwortlichen Leitung eines Arztes ab- 
hängig. 


C. Alternativen 

Eine Regelung, die eine Berechtigung der Vollzugsbehörde zu 
Zwangsmaßnahmen nicht mehr vorsieht, würde zu Anwen- 
dtmgsschwierigkeiten führen. 

Einer Regelimg, die Zwangsmaßnahmen auch bei fehlender 
freier Willensbestimmimg des Gefangenen nicht mehr zuläßt, 
stünden verfassungsrechtliche Bedenken entgegen. 


D. Kosten 

Mehraufwendungen entstehen nicht. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. Juni 1983 

14 (13) — 453 02 — Str 58/83 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bxindestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grundgesetzes den vom Bim- 
desrat in seiner 520. Sitzung am 18. März 1983 beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Gesetzentwurf ist in der als Anla- 
ge 2 beigefügten Stellungnahme dargelegt. 


Kohl 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Strafvollzugsgesetzes 

Das Gesetz über den Vollzug der Freiheitsstrafe 
und der freiheitsentziehenden Maßregeln der Bes- 
serung und Sicherung vom 16. März 1976 (BGBl. I 
S. 581), zuletzt geändert durch Artikel 22 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 1981 (BGBl. I S. 1523), wird 
wie folgt geändert: 

§ 101 erhält folgende Fassung: 

„§ 101 

Zwangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der Gesundheitsfürsorge 

(1) Medizinische Untersuchung und Behandlung 
sowie Ernährung sind zwangsweise nur bei Lebens- 
gefahr, bei schwerwiegender Gefahr für die Ge- 
sundheit des Gefangenen oder bei Gefahr für die 
Gesundheit anderer Personen zulässig; die Maß- 
nahmen müssen für die Beteiligten zumutbar und 
dürfen nicht mit erheblicher Gefahr für Leben oder 
Gesundheit des Gefangenen verbunden sein. Zur 
Durchführung der Maßnahmen ist die Vollzugsbe- 
hörde nicht verpflichtet, solange von einer freien 
Willensbestimmung des Gefangenen ausgegangen 
werden kann. 

(2) Zum Gesundheitsschutz und zur Hygiene ist 
die zwangsweise körperliche Untersuchung außer 


im Falle des Absatzes 1 zulässig, wenn sie nicht mit 
einem körperlichen Eingriff verbimden ist. 

(3) Die Maßnahmen dürfen nur unter verantwort- 
licher Leitung eines Arztes durchgeführt werden, 
unbeschadet der Leistung erster Hilfe für den Fall, 
daß ein Arzt nicht rechtzeitig erreichbar und mit 
einem Aufschub Lebensgefahr verbunden ist.“ 


Artikel 2 

Einschränkung von Grundrechten 

Durch dieses Gesetz wird das Grundrecht aus Ar- 
tikel 2 Abs. 2 Satz 1 (körperliche Unversehrtheit) 
des Grundgesetzes eingeschränkt. 


Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt zwei Wochen nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

1. Ausgangslage 

Die bisherige gesetzliche Regelung der Zwangs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der Gesundheitsfür- 
sorge hat sich, soweit es sich um die der Zwangser- 
nährung handelt, als unzureichend erwiesen. Dies 
gilt sowohl für ihre praktische Anwendbarkeit als 
auch für ihre theoretische Begründung. 

Die praktische Anwendung war insbesondere bei 
der bundesweit abgesprochenen Nahrungsmittel- 
verweigerung einer größeren Anzahl Gefangener 
aus dem Bereich der terroristischen Gewaltkrimi- 
nalität im Frühjahr 1981 nur sehr gering. Die Ärzte 
haben überwiegend aus Gründen der Berufsethik, 
wegen der Schwierigkeiten bei der Diagnose der 
„akuten Lebensgefahr“ in Abgrenzung zur (einfa- 
chen) Lebensgefahr und wegen der gerade im Spät- 
stadium eines Hungerprozesses mit einem Eingriff 
gegen den mit letzter körperlicher Energie vorge- 
tragenen Willen des Gefangenen verbundenen Risi- 
ken von Zwangsmaßnahmen Abstand genommen. 

Nicht zuletzt durch die über einzelne Medien bun- 
desweit verbreitete Schilderung des erbitterten Wi- 
derstandes eines Gefangenen gegen die zwangs- 
weise Ernährung hat sich eine über die Ärzteschaft 
hinausgehende, breite öffentliche Meinung gegen 
solche Eingriffe gebildet. 

Die überwiegende Mehrheit der Vollzugsbehörden 
muß befürchten, zukünftig nicht mehr über Ärzte 
zu verfügen, die zur Durchführung der zwangswei- 
sen Ernährung bereit sind. Die derzeitige Rechtsla- 
ge, die die Vollzugsbehörde verpflichtet, unter allen 
Umständen das Leben des Gefangenen zu retten 
und damit — bei richtiger Auslegung des Verpflich- 
tungstatbestandes der „akuten Lebensgefahr“ — 
rechtzeitig zu beginnen, kann bei dem betroffenen 
Gefangenen zu einer Fehleinschätzung des von ihm 
eingegangenen Risikos führen. 

Diese Schwierigkeiten entfallen mit dem Verzicht 
auf den Verpflichtungstatbestand der „akuten Le- 
bensgefahr“. 

Zur Beibehaltung des Verpflichtungstatbestandes 
der „akuten Lebensgefahr“ besteht auch aus 
Rechtsgründen kein zwingender Anlaß. 

Rechtlich steht die bisherige Verpflichtung der Voll- 
zugsbehörde zu Zwangsmaßnahmen gegenüber ei- 
nem in akuter Lebensgefahr befindlichen Gefange- 
nen, der die Maßnahmen aus freier Willensent- 
scheidung heraus ablehnt, im Widerspruch zu den 
Grundsätzen der Selbstbestimmung und Selbstver- 
antwortlichkeit. Das der Rechtsordnung zugrunde- 
liegende überragende Gebot des Schutzes menschli- 
chen Lebens und die Fürsorgepflicht des Staates 


gegenüber dem Gefangenen gebieten nicht, inner- 
halb des Strafvollzuges eine andere Eingriffsver- 
pflichtung zu schaffen als sie außerhalb des Vollzu- 
ges besteht. Eine auch auf diesem Gebiet weitest- 
mögliche Angleichung des Lebens im Vollzug an die 
allgemeinen Lebensverhältnisse entspricht einem 
dem Strafvollzugsgesetz innewohnenden grundle- 
genden Gestaltungsprinzip. Auch im Leben in Frei- 
heit ist der Arzt solange nicht zur Hilfeleistung ver- 
pflichtet, wie der Patient sein Verhalten, d. h. die 
Ablehnung ärztlicher Behandlung, verantwortlich 
steuert. 

Die vorstehenden Bedenken gegen den Verpflich- 
tungstatbestand der „akuten Lebensgefahr“ be- 
schränken sich auf die Regelung der zwangsweisen 
Ernährung. 

Eine getrennte Regelung von medizinischer Unter- 
suchung und Behandlung einerseits und Ernährung 
andererseits kommt jedoch nicht in Betracht, da 
Fälle denkbar sind, in denen medizinische Untersu- 
chung die Voraussetzung für die Entscheidung über 
die Ernährung darstellt oder medizinische Behand- 
lung und Ernährung nur in Verbindung miteinan- 
der ihren Zweck erfüllen. 

Darüber hinaus hat die geltende Formulierung in 
Absatz 3 vor allem bei den beteiligten Ärzten teil- 
weise die Auffassung bestärkt, die Entscheidung 
über die Anordnung von Zwangsmaßnahmen liege 
ausschließlich bei dem Arzt und könne weder Ge- 
genstand einer Weisung noch fachaufsichtlicher 
Kontrolle sein. 

II. Erforderliche Maßnahmen 

Eine Änderung des Gesetzes muß folgende Überle- 
gungen berücksichtigen: 

1. Eine unterschiedliche Regelung für zwangs- 
weise Untersuchung, Behandlung und Ernäh- 
rung kommt nicht in Betracht. 

2. Der Verpflichtungstatbestand der „akuten Le- 
bensgefahr“ ist zu streichen. 

3. Hinsichtlich der Anordnungskompetenz sind 
Klarstellungen vorzunehmen. 

HL Wirtschaftliche Auswirkungen 

Wirtschaftliche Auswirkungen ergeben sich durch 
die beabsichtigte Ändenmg nicht. 

rv. Gesetzgebungszuständigkeit 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 1 des Grundgesetzes (Straf- 
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Vollzug) in Verbindung mit Artikel 72 Abs. 1 des 
Grundgesetzes. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes folgt 
aus Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes, weil die 
Bundesländer das Strafvollzugsgesetz als eigene 
Angelegenheit ausführen. 


B. Die einzelnen Vorschriften 

1. Artikel 1 

1. § 101 Abs. 1 Satz 1 

Die Vorschrift entspricht § 101 Abs. 1 Satz 1 a. F. Sie 
regelt die Zulässigkeit der Zwangsmaßnahmen. 

2. §101 Abs.l Satz 2 

Die Vorschrift regelt die Verpflichtung der Voll- 
zugsbehörde zur Durchführung von Zwangsmaß- 
nahmen. Gegenüber § 101 Abs. 1 Satz 2 a. F. ist der 
Verpflichtungstatbestand der „akuten Lebensge- 
fahr“ entfallen. Damit ist eine weitestmögliche An- 
gleichung des Lebens im Vollzug an die allgemei- 
nen Lebensverhältnisse erfolgt. 

Eine Verpflichtung besteht erst, wenn von einer 
freien Willensbestimmung des Gefangenen nicht 
mehr ausgegangen werden kann. Neben der Be- 
wußtlosigkeit des Gefangenen, bei der die freie Wil- 
lensbestimmung zweifellos ausgeschlossen ist, sind 
weitere Fälle krankheitsbedingter Unfähigkeit zur 
freien Willensbestimmung denkbar, die eine Be- 
schränkung der Eingriffsverpflichtung auf den Fall 
der Bewußtlosigkeit unmöglich machen. 

Sobald die medizinischen Bemühungen Erfolg ge- 
zeigt haben und von einer freien Willensbestim- 
mung des Gefangenen wieder ausgegangen werden 
kann, entfällt die Eingriffspflicht wieder. 

3. §101 Abs. 2 

Die Vorschrift entspricht § 101 Abs. 2 a. F. 

4. § 101 Abs. 3 

Die Vorschrift regelt die Durchführung der Zwangs- 
maßnahmen. Gegenüber § 101 Abs. 3 a. F. ist die 


Formulierung „auf Anordnung“ eines Arztes wegge- 
fallen. Dies dient der Klarstellung. Schon zur bishe- 
rigen Rechtslage bestand die überwiegende Auffas- 
sung, daß die Anordnung der Zwangsmaßnahmen 
nicht vom Arzt getroffen werden könne. 

Absatz 1 berechtigt und verpflichtet grundsätzlich 
die Vollzugsbehörde zur Durchführung von 
Zwangsmaßnahmen. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
bedient sich die Vollzugsbehörde ihrer Bedienste- 
ten. Als Normadressaten steht der Vollzugsbehörde 
daher auch die Kompetenz zur Anordnung der 
Zwangsmaßnahmen zu. Schon Absatz 3 a. F. wollte 
nur daraxif hinweisen, daß die Zwangsmaßnahmen 
hier medizinische Maßnahmen sind, die ein Laie 
nicht durchführen kann und die vielmehr maßgeb- 
lich durch den therapeutischen Zweck und entspre- 
chend durch medizinische Notwendigkeiten ge- 
kennzeichnet sind. 

Daher weist die Vorschrift die Durchführung der 
Zwangsmaßnahmen, abgesehen vom Fall der Lei- 
stung erster Hilfe, auch der verantwortlichen Lei- 
tung eines Arztes zu. 


IL Artikel 2 

Die Vorschrift trägt dem Zitiergebot des Artikels 19 
Abs. 1 Satz 2 GG Rechnung, da die Eingriffsbefug- 
nis des Staates durch die vorgeschlagene Gesetzes- 
änderung modifiziert wird. 


III. Artikel 3 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 


rv. Artikel 4 

Das Gesetz soll ohne vermeidbare Verzögerungen 
in Kraft treten. Gleichwohl ist die vorgesehene 
Frist von zwei Wochen erforderlich, um allen Betei- 
ligten eines im Zeitpunkt der Verkündung mögli- 
cherweise akuten Anwendungsfalles Gelegenheit 
zu geben, sich auf die Neuregelung einzurichten. 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Der Entwurf setzt den Bundesgesetzgeber in den 
Stand, nach dem Inkrafttreten des Strafvollzugsge- 
setzes gesammelte Erfahrungen mit der ärztlichen 
Zwangsbehandlung zu berücksichtigen. 

1. Dem Änderungsvorschlag zu § 101 Abs. 1 
StVollzG wird zugestimmt. 

2. Durch die zur Klarstellung vorgeschlagene Än- 
derung zu § 101 Abs. 3 StVollzG wird die Zustän- 


digkeitsverteilung für den Anstaltsleiter und An- 
staltsarzt geändert. Der Anstaltsarzt ist nach der 
Neuregelung bei der Anordnung der ärztlichen 
Zwangsbehandlung nicht mehr ausschließlich 
der nach § 151 Abs. 2 StVollzG ärztlich beratenen 
Aufsichtsbehörde unterstellt, sondern bereits 
dem Anstaltsleiter. Die hiermit zusammenhän- 
genden verschiedenen Gesichtspunkte sind im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen. 
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